Aktion
Psychisch
Kranke e. V.

zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Starkung der nationalen Suizidpravention (Sui-

Stellungnahme der Aktion Psychisch Kranke e. V.

zidpraventionsgesetz — SuizidPravG)

Wir danken fiir die Moéglichkeit der Stellungnahme.

Im Referentenentwurf (RE) steht die Starkung der nationalen Suizidpravention im Fokus und
die Zielsetzung ist formuliert, die Rahmenbedingungen fiir eine nachhaltige Suizidpravention
abzusichern.

Die Aktion Psychisch Kranke e. V. (APK) unterstiitzt diese Anliegen umfanglich und teilt die
Einschatzung, dass Suizidversuche und Suizide oftmals vermeidbar waren, wenn die Hilfean-

gebote verzweifelte Menschen friihzeitig erreichen.

In den vorgeschlagenen Losungswegen unterstiitzt die APK insbesondere:

- die vielfaltigen Aufgabenzuweisungen in Bezug auf Information und Aufklarung lber

psychische Erkrankungen und Krisenhilfen sowie weiteren Hilfeangeboten.

- die Aufnahme der regionalen, niedrigschwellig zuganglichen, ambulanten Krisendienste
in Verbindung mit Leistungen und Zugangswegen zur psychiatrischen und psychothera-

peutischen Versorgung in barrierefreier, anonymer und vertraulicher Form.
- die vorgesehene Einrichtung einer nationalen Fachstelle mit Berichtspflicht.

- die vorgesehene Evaluierung der Wirkungen des Gesetzes und der MalRnahmen der

Bundesachstelle.

Gleichwohl werden in Teilaspekten Anderungen und Ergdnzungen vorgeschlagen.

Zu § 1 RE — Ziel des Gesetzes

Die Zielsetzung und dabei insbesondere auch die Sicherstellung der Krisenhilfen wird begriift.
Der Gesetzestext sollte dahingehend erganzt werden, dass in sich anbahnenden oder beste-

henden Krisensituationen, friihzeitig, umfassend und nachhaltig Unterstiitzung geleistet wird.
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Dies beinhaltet auch die im Bedarfsfall notwendige langerfristige Hilfeleistung bzw. Vermitt-

lung entsprechender Hilfen.

Zu § 2 RE — Begriffsbestimmungen

In Abs. 4 legt die Formulierung nahe, dass eine Engfiihrung der Einrichtung von Krisendiensten
auf die Landerverantwortung vorgesehen ist. Schon jetzt sind teilweise bei der Vorhaltung von
Krisendiensten, die den Anforderungen nach dem vorgesehenen § 9 RE entsprechen, einzelne
Kommunen oder die Trager der Eingliederungshilfe (siehe § 78 Abs. 6 SGB IX) mit in der Ver-
antwortung bzw. sind von dort aus eingerichtet. In Bremen sind es auch Krankenkassenmittel,
aus denen der Krisendienst finanziert wird. Mittelfristig werden hier weitere Losungen aulRer-
halb der Landesverantwortung entstehen. Weitere Anmerkungen sind in der Kommentierung

von § 9 RE angefiihrt.

Vorgeschlagen wird hier folgende Formulierung:

Krisendienste im Sinne dieses Gesetzes sind Hilfeangebote, die durch die Lénder eingerichtet
oder betrieben oder von den Ldndern beauftragt sind, und weitere psychosoziale und psychi-
atrische Hilfeangebote, die sich an Menschen in Krisen richten, Suizidprdvention zum Ziel ha-

ben und die Anforderungen des § 9 Absatz 1 Satz 2 erfiillen.

Zu § 3 RE — Errichtung einer Bundesfachstelle fiir Suizidpravention

Die Einrichtung einer Bundesfachstelle wird grundsatzlich begriiBt. Die Bindelung von Infor-
mationen, die Transparenz und ein Monitoring lGber die Sicherstellung von Angeboten im Be-
reich der Suizidpravention und deren Qualitatssicherung zu unterstiitzen sowie die Forderung
von Forschung und Wissenstransfer sind zentrale Aufgabenstellungen.

Die entscheidende Rolle, die laut Begriindung dieser Stelle bei der Umsetzung der Nationalen
Suizidpraventionsstrategie und der EntschlieBung ,Suizidpravention starken” (BT-Drucksache
20/7630) insbesondere fiir den Zustandigkeitsbereich des Bundes zukommt, muss sich in der
Umsetzung entsprechend auch widerspiegeln.

Eine friihzeitige und wiederholte Evaluation der Bundesfachstelle ist entsprechend erforder-

lich, um die inhaltliche und strukturelle Weiterentwicklung abzusichern.
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Die vorgesehene Befristung auf 15 Jahre erschlieRt sich nicht aus der Begriindung. Grundsatz-
lich sollte Planungssicherheit auch in den Kooperationslinien und Kontinuitat in der Arbeit der
Fachstelle ermoglicht werden.

Die angeflihrte Personalausstattung kann fiir die Startphase nachvollzogen werden. In der vor-
gesehenen Evaluation ist hierauf ein besonderes Augenmerk zu richten. Eine Aufgabenerful-
lung des in § 4 RE angefiihrten anspruchsvollen Profils sollte nicht an fehlenden personellen

Ressourcen scheitern.

Zu § 4 RE — Aufgaben der Bundesfachstelle
- zuNr.1

Grundsatzlich kann eine bundesweite einheitliche Krisennummer eine weitere Moglichkeit
der niedrigschwelligen Hilfe und Anlaufstelle flir Menschen in Krisen und mit suizidalen Ge-
danken sein. Der Vorteil ware eine Entlastung der Nummern 112 und 116 117. Im Vergleich
zu dem Aufwand ware eine landesbezogene Losung ausreichend, am ehesten direkt dort, wo
auch die Krisenhilfen verortet sind. Die angefiihrte Moglichkeit der unmittelbaren technischen
Weiterleitung von der bundesweiten Krisennummer an bereits regional verfligbare Krisen-
dienste sowie der Vernetzung der Rufnummer dieses Krisendienstes mit einem zukinftigen,
reformierten Gesundheitsleitsystem wird grundsatzlich positiv gesehen, sollte aber auch die
gewadhlte Losung sein. Eine Doppelberatung bzw. eine Weiterleitung, die keine adaquate Hilfe
sicherstellt, sollten vermieden werden. Auch von zwei verschiedenen Nummern fir Menschen
mit psychischen Krisen und flir Menschen mit suizidalen Gedanken ist abzuraten. So wiirden
die betroffenen Menschen vorher noch lberlegen miissen, welche Nummer die richtige ist,
sich moglicherweise liberfordert fihlen, anstatt einfach eine Nummer anrufen zu kénnen. Ent-
scheidend ist der schnelle Zugang. Die Erfahrungen in Berlin und Bayern belegen den einfa-
chen Zugang lber eine Rufnummer.

Die Entwicklung eines Konzeptes in dem angefiihrten und gestarteten Stakeholderprozess
zum Aufbau und Betrieb einer bundesweit einheitlichen und unentgeltlichen Rufnummer mit
der bundesweit einheitlichen Rufnummer ,,113“ muss jedoch eingebettet werden in die not-

wendige Fortschreibung der Reform der Notfallversorgung (weiterflihrende Anmerkungen
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hierzu unter § 9 RE). Ohne eine verbindlich regionale Krisenhilfe, die ausreichend Zeit, Anony-
mitat, Datenschutz, qualifiziertes Personal inkl. Erfahrungsexpertise und Vermittlung von re-
gionalen bedirfnis- und bedarfsgerechten Hilfen sicherstellt, ist eine Weiterleitung nur sehr
bedingt zu verantworten bzw. die Einrichtung einer bundesweiten Krisennummer sollte so
lange zurlickgestellt werden, bis eine verantwortliche regionale Weiterleitung gewahrleistet
ist. Krisenhilfen auf der Bundesebene an der Krisennummer direkt angedockt anzubieten,
ware mit hohem personellem Aufwand verbunden und die Weiterleitung bei gemeinsam mit
den Hilfesuchenden formulierten Hilfebedarfen problematisch (fehlende Kenntnisse tiber re-
gional verfligbare, leicht zugédnglich Hilfen, Gefahr der Fehlleitung oder Vermittlungen laufen

ins Leere).

- zZUNr.2

An den Orten mit hohem Risiko (,,Hotspots”) sollten nicht nur SicherungsmalRinahmen ergrif-
fen werden, sondern auch Hinweise auf niedrigschwellige Hilfeangebote leicht zuganglich

platziert werden.

- zuNr.3

Hier sollte barrierefreie Zuganglichkeit erganzt werden.

- zuNr.4

Hilfreich sind auf Bundesebene Verzeichnisse der Hilfeangebote im Bereich der Suizidpraven-
tion und der Krisenhilfe. Die Verzeichnisse bezliglich weiterfliihrender Hilfen und das Wissen
um deren Zuganglichkeit sollte in den Regionen sichergestellt werden. Nur in der Region ist
eine gesicherte und an den individuellen Bedarfen und Bediirfnissen ausgerichtete Weiterlei-
tung zu verantworten. Gemeindepsychiatrischen Verbiinde konnen hier in gemeinsamer Ver-
antwortung mit den Leistungstragern und den Gesundheitsamtern einen wesentlichen Beitrag

leisten.
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Entsprechend sollte hier in Bezug auf moglich Landeraufgaben die Hinwirkung auf regionale

- ZuNr.5

Netzwerke und moglichst Gemeindepsychiatrische Verblinde erganzend angefiihrt werden. In
den Kommunen wird dadurch mehr Abstimmung, Qualitatssicherung und Verbindlichkeit in
der Sicherstellung der Suizidpravention moglich. Zu gesetzlichen Verankerungen von Netz-
werkarbeit und Gemeindepsychiatrischen Verbiinden liegen Vorschldage aus dem Psychiatrie-

dialog bzw. dessen Fortfuhrung vor (https://www.apk-ev.de/fileadmin/downloads/Fortfueh-

rung Dialog/250908 Handlungsempfehlungen Fortfuehrung Psychiatriedialog 01.pdf).

- ZuNr.7und Nr. 8

Die Heraushebung von Qualitdtssicherung bzw. qualitdtsgesicherter Fortbildung und die Ent-
wicklung von entsprechenden Rahmenempfehlungen wird umfassend unterstiitzt. Der Einbe-
zug von Erfahrungsexpertise ist im Kontext der Qualitatssicherung sowie der Konzeption und

Umsetzung von Fortbildungen unverzichtbar.

- ZuNr.9

Bei der benannten Identifikation von ,,Risikogruppen” ist der Gefahr zu begegnen, stigmatisie-
rende Gruppenprofile zu erstellen und die hohe Individualitdt von Suizidalitdt aus dem Blick
zu verlieren.

Neben den Daten zu Methoden, Mitteln und Schwerpunktorten sollte in der Forschung immer
im Blick bleiben, dass die individuelle Situation des betroffenen Menschen und die jeweiligen
persénlichen Unterstlitzungsbedarfe so entscheidend sind fiir die Unterstlitzung und Hilfeleis-
tung. Entsprechend ist in der methodischen Ausrichtung insbesondere auch qualitative und
partizipative Forschung erforderlich.

Die in dem abschlieBenden Absatz von § 4 RE benannte Beteiligung der Lander und der ande-
ren Ressorts in der Fachstellenarbeit ist von hoher Bedeutung. Hier sollte nicht nur auf die
Nummern 1, 2 und 10 verwiesen werden. Durch eine Erganzung von insbesondere konnte dem
Ausdruck gegeben werden. Entsprechende Beteiligungsgremien sollten installiert werden.
Bei der angefiihrten Beauftragung Dritter ist ein hohes Mal} an Transparenz geboten, dem

auch in dem Berichtswesen entsprechend Raum gegeben werden sollte.


https://www.apk-ev.de/fileadmin/downloads/Fortfuehrung_Dialog/250908_Handlungsempfehlungen_Fortfuehrung_Psychiatriedialog_01.pdf
https://www.apk-ev.de/fileadmin/downloads/Fortfuehrung_Dialog/250908_Handlungsempfehlungen_Fortfuehrung_Psychiatriedialog_01.pdf
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Zu § 5 RE - Einrichtung eines Fachbeirats bei der Bundesfachstelle

- zu Abs. 1:

Der Fachbeirat ist ein wichtiges Instrument, um wissenschaftliche, zivilgesellschaftliche, pra-
xisbezogene und erfahrungsbezogene Expertise in die Arbeit der Bundesfachstelle einzubrin-

gen. Die Einrichtung sollte verpflichtend sein.

- zu Abs. 2:

Die in der fakultativen Berufung angefiihrten Mitglieder sollten ihrem Proporz verbindlich
festgelegt werden, insbesondere auch die verbindliche Beteiligung der Selbstvertretung bzw.

der Erfahrungsexpertise.

- zu Abs. 4:

Fiir die Selbstvertretung sollte eine Stellvertretungsoption und eine Wiederberufung zur Si-
cherstellung einer durchgangigen Beteiligung ermdoglicht werden. Die Mitarbeit ist fiir die
Selbstvertretung auf Grund der zeitlichen und fachlichen Herausforderung (Infrastrukturelle
Rahmenbedingungen, Fachwissen, Einarbeitung, etc.) fir eine einzelne Person oft ansonsten

nicht durchgangig zu realisieren.

Zu § 6 RE — Geschaftsordnung des Fachbeirats

Die Geschaftsordnung sollte zumindest in Abstimmung mit dem einberufenen Fachbeirat er-
arbeitet werden. Transparente Berichterstattung und Minderheitsvoten sollten Bestandteil
sein.

Fir Betroffene und An- und Zugehoérige sollten die infrastrukturellen Rahmenbedingungen ab-

gesichert sein (insbesondere Reisekostenerstattung und Aufwandsentschadigung).
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Zu §§ 7 und 8 RE — Aufgabeniibertragung und Unterstiitzung durch Behérden

Die transparente Nutzung vorhandener Expertise von Behoérden im Geschaftsbereich des Bun-
desministeriums flr Gesundheit (BMG) im Sinne von Beauftragung und Letztverantwortung
der Fachstelle kann nachvollzogen werden.

Auch ist die Nutzung von Expertise von institutionell geférderten Institutionen im Geschafts-

bereich des BMG zu empfehlen.

Zu § 9 RE - Sicherstellung von Krisendiensten durch die Lander

Mit der Verpflichtung zur Hinwirkung kann nur eine deklaratorische Verpflichtung ausgelost
werden. Eine rechtliche Verpflichtung zur Sicherstellung ist mit der Hinwirkung nicht verbun-
den. Aus Sicht der APK sollte die Hinwirkungsverpflichtung der Lander wie folgt konkretisiert
werden:

- den Landern wird eine Koordinierungsfunktion in Bezug auf kommunale Aufgaben der
Daseinsfiirsorge und den Aufgabenstellungen der Sozialleistungstrager zugewiesen.

- die Lander priifen Moglichkeiten der finanziellen Beteiligung an der kommunalen Sicher-
stellung von Krisenhilfen im Rahmen des 6ffentlichen Gesundheitsdienstes und der Da-
seinsflrsorge, sofern diese Beteiligung nicht bereits erfolgt.

- im Rahmen des foderalen Gesundheitssystem unterstitzen die Lander den Bund in der
Einbindung der Sozialleistungstrager im Rahmen der Finanzierung von Krisenhilfen.

Bereits mit der Reform der Notfallversorgung hatte die gemeinsame bzw. geteilte Verantwor-
tung von Bund, Landern und der Krankenversicherung fiir eine flichendeckende und finanzi-
elle Sicherstellung der 24/7 Krisenhilfe bzw. des Krisendienstes verankert sein sollen; mindes-
tens aber sollte das nun mit diesem Gesetz nachgeholt werden.

Die Krankenversicherung sollte in Bezug auf Anteile an Pravention, Diagnostik und therapeu-
tischen Gesprachsinterventionen an den Leistungen der ambulanten, niedrigschwelligen Kri-
senhilfe auch an der Finanzierung beteiligt werden.! Ansatzpunkte kdnnen auch Umsteuerung
von Mitteln aus dem Praventionsbereich und dem klinischen Sektor (Beispiel Bremen) sein.

Der ambulante Sektor ist iber die Notfallreform zwar eingebunden, aber auch hier ist eine

1 vgl. hierzu Abschlussbericht Psychiatriedialog: https://www.psychiatriedialog.de/fileadmin/downloads/Informationen Di-

alog/230227 Projektbericht Dialog gesamt bf.pdf; zuletzt abgerufen: 27.07.2026



https://www.psychiatriedialog.de/fileadmin/downloads/Informationen_Dialog/230227_Projektbericht_Dialog_gesamt_bf.pdf
https://www.psychiatriedialog.de/fileadmin/downloads/Informationen_Dialog/230227_Projektbericht_Dialog_gesamt_bf.pdf
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Beteiligung denkbar. Mit 0,5 % der Etats der beiden Sektoren ware ein wirksamer Beitrag aus
Krankenversicherungsmitteln leistbar.

Die beschriebene Einbettung und Verknlipfung sollte eindeutig und nicht nur iber Modellpro-
jekte in diesem Gesetz verankert werden.

In Bezug auf die Anforderungen erschlieRt sich der APK nicht, warum in der Nummer 4 die
Zusammenarbeit mit den Ordnungsbehdérden bzw. Ordnungsamtern angefiihrt wird, nicht je-
doch die Zusammenarbeit mit dem &6ffentlichen Gesundheitsdienst bzw. den Gesundheitsam-
tern. In Bezug auf die Krisenhilfen ist das unabdingbar.

Die angefiihrten Evaluierungspflichten der Lander sind grundsétzlich zu begriRen. Wie in der

Begriindung angefihrt, liegen bereits umfangreiche Kenntnisse in den Landern vor.

Zu Artikel 2
- Neu § 64f SGB V — RE — Modellvorhaben zu MaRnahmen der Suizidpravention

Die Forderung von Modellvorhaben von MaRnahmen der Suizidpravention, die die Weiterent-
wicklung suizidpraventiver MaRnahmen sowie das Verstandnis fir Suizidalitat férdern, sind
vom Grundsatz her zu befirworten.

Diese sollten jedoch nicht als Zielsetzung auf die Erprobung des Auf- und Ausbaus von regio-
nalen psychiatrischen Krisendiensten fokussieren. Hierfiir liegen aus verschiedenen Modell-
vorhaben (so in NRW bereits zwei Modellprogramme) und aus den Bundesldandern, in den
Krisendienste bereits etabliert sind, umfangreiche Erkenntnisse vor.

Der Prozess von Modellvorhaben zur Suizidpravention und die Etablierung von Krisendiens-
ten, dort wo sie noch fehlen, sollte parallel stattfinden (siehe Anmerkungen zur § 9 RE).
Hinzuweisen ist zum einen auf die Gefahr, dass ansonsten die weitere Etablierung von Krisen-
diensten in der Flache mit dem Hinweis zurlickgestellt wird, dass es die Ergebnisse der Mo-
dellvorhaben abzuwarten gilt. Zum anderen ist es keinesfalls angemessen, wenn die Gesetzli-
che Krankenversicherung (GKV) nur tiber Modellvorhaben und nicht an den laufenden Kosten

der Suizidpravention beteiligt ist.

Bonn, den 27.07.2026



	Stellungnahme der Aktion Psychisch Kranke e. V. zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der nationalen Suizidprävention (Suizidpräventionsgesetz – SuizidPrävG)
	Zu § 1 RE – Ziel des Gesetzes
	Zu § 2 RE – Begriffsbestimmungen
	Zu § 3 RE – Errichtung einer Bundesfachstelle für Suizidprävention
	Zu § 4 RE – Aufgaben der Bundesfachstelle
	Zu § 5 RE – Einrichtung eines Fachbeirats bei der Bundesfachstelle
	Zu § 6 RE – Geschäftsordnung des Fachbeirats
	Zu §§ 7 und 8 RE – Aufgabenübertragung und Unterstützung durch Behörden
	Zu § 9 RE – Sicherstellung von Krisendiensten durch die Länder
	Zu Artikel 2




